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Zweite Anhörung zum Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Abwasser-
verordnung (Anhänge 23, 27, 28 und 33) und zur Änderung der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme im Rahmen der zweiten Anhörung zum 
Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung (Anhänge 23, 27, 28 
und 33) und zur Änderung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Im Folgenden fin-
den Sie unsere Anmerkungen und Änderungsvorschläge: 

Grundsätzliches zu den Anhängen 23, 27 und 33: 

• In den Anhängen werden im jeweiligen Teil A Abs. 3 Emissionsgrenzwerte definiert, ohne 
diese gezielt auf IED-Anlagen zu beschränken (z. B. in Abhängigkeit vom Lagervolumen oder 
der Produktionsleistung). Diese Beschränkung erfolgt lediglich bei der Festlegung von Betrei-
berpflichten nach Teil H. Damit geht der Verordnungsgeber über die Anforderungen nach § 57 
Abs. 3 WHG hinaus. 

• Die Emissionsbandbreiten in den BVT-SF beziehen sich grds. auf durchflussproportionale 
Mischproben in 24 Stunden, die Anforderungen in den geänderten Anhängen hingegen auf 
die „Qualifizierte Stichprobe oder 2-Stunden-Mischprobe“. Mit dieser Abweichung geht eine 
Verschärfung einher, die nicht begründet wird. Die Aufnahme einer Begründung im Begrün-
dungsteil wäre wünschenswert. 
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• Es ist grundsätzlich schwierig eine korrekte Zuordnung von Anlagen zu den jeweiligen An-
wendungsbereichen zu treffen. Eine entsprechende Zuordnungsübersicht in der Begründung 
zur Novelle oder in den Hintergrundpapieren zu den Anhängen 23, 27 und 33 wäre hilfreich. 

• In den Anhängen 23 und 27 sollten Doppelregelungen (z.B. Anhang 23, Teil B Abs. (2) „So-
fern bauliche Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 nicht möglich sind, ist die Oberfläche des 
betrieblichen Bereichs gegen die anfallenden Flüssigkeiten zu versiegeln. Die Art der Versie-
gelung ist in Abhängigkeit vom Risiko einer durch die Abfälle verursachten Wasser- oder Bo-
denverunreinigung auszuführen.“ zur AwSV vermieden werden. Es wird ein Verweis auf die 
AwSV vorgeschlagen. 

 

Zu den Änderungen des Anhangs 23: 

• In den Anwendungsbereichen nach Teil A Abs. 1 Nr. 1 und 2 erfolgen konkrete Verweise zu 
Anlagen gem. Nummern 8.5. und 8.6 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Derartige Verweise 
sind bisher nicht in der AbwV üblich. Die Anwendungsbereiche sollten ohne Verweise auf 
Nummern des Anhangs 1 der 4. BImSchV beschrieben werden. Zum einen wird hierdurch der 
Vollzug unterstützt, zum anderen müsste ansonsten infolge einer Änderung in der Nummerie-
rung in der 4. BImSchV auch eine Änderung der AbwV erfolgen. 

• Die Erweiterung des Anwendungsbereichs unter A (1) Nr. 2. auf Biogasanlagen ist grundsätz-
lich zu begrüßen, jedoch birgt die Formulierung „Vergärung und Mitvergärung von Abfällen 
und Gülle in Anlagen zur Erzeugung von Biogas, die in Nummer 8.6 des Anhangs 1 der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen aufgeführt sind“, Unklarheiten. In der Begrün-
dung zu den einzelnen Vorschriften wird jeweils auf § 19 Absatz 5 der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) Bezug genommen, woraus abge-
leitet werden kann, dass die neuen Regelungen auch für Biogasanlagen mit Gärsubstraten 
landwirtschaftlicher Herkunft gelten sollen, sofern sie nicht unter § 19 Absatz 5 Satz 2 fallen. 
Durch Bezugnahme auf Satz 2 sind korrekterweise die Biogasanlagen mit Gärsubstraten 
landwirtschaftlicher Herkunft ausgenommen, deren verunreinigtes Niederschlagwasser ent-
sprechend der guten fachlichen Praxis der Düngung verwendet wird. Mit der Einschränkung 
auf Biogasanlagen zur Vergärung und Mitvergärung von „Gülle“ ist jedoch nicht klar, ob auch 
Biogasanlagen mit Gärsubstraten landwirtschaftlicher Herkunft gemäß § 19 Absatz 5 Satz 1, 
z.B. zur Vergärung oder Mitvergärung von Mais einbezogen werden können. Dies wäre sehr 
zu begrüßen, weil insbesondere bei den Lageranlagen für das Gärsubstrat Mais (Silage La-
geranlagen) verunreinigtes Niederschlagswasser anfällt. Insofern wird die folgende Formulie-
rung vorgeschlagen: „Vergärung von Abfällen oder von Gärsubstraten landwirtschaftlicher 
Herkunft in Biogasanlagen“. 
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• Unabhängig von dieser Änderung sollte in dem Absatz nach A (1) Nr. 5 der folgende Halbsatz 
ergänzt werden: [...] soweit es nicht prozessintern genutzt werden kann. […]. Damit soll ver-
mieden werden, dass das verunreinigte Niederschlagswasser, das als Prozesswasser zurück-
geführt wird, rechtlich als „Abwasser“ einzustufen ist.  Wird das Prozesswasser als Abwasser 
eingestuft können die Betreiber keine Vergütungen nach dem EEG in Anspruch nehmen. In 
der derzeitigen Praxis wird das in Fahrsiloanlagen anfallende Gemisch aus Silagesickersaft 
und Niederschlagswasser überwiegend dem Biogasprozess zugeführt und entsprechend der 
guten fachlichen Praxis der Düngung verwendet, siehe § 19 (5) AwSV.  

• Hinsichtlich der Formulierung in Teil B Abs. 1 bezüglich der „getrennten Erfassung, Ableitung 
und Behandlung unterschiedlich belasteter Abwasserströme, einschließlich Niederschlags-
wasser“ wird vorgeschlagen, diese an die Formulierung im Anhang 22 Abschnitt I AbwV anzu-
passen. Die Trennung sollte verbindlicher vorgegeben werden mit einer Ausnahme für Be-
standsanlagen. Die Trennung der Abwasserströme könnte bei Bestandsanlagen unmöglich 
oder unverhältnismäßig sein und wird dementsprechend auch bei der „Anwendbarkeit“ der 
BVT 19 Buchstabe f) beschrieben: „Allgemein anwendbar auf bestehende Anlagen, wobei 
Einschränkungen durch die Gestaltung des Wassersammelsystems möglich sind.“ Die Aus-
nahme für Bestandsanlagen könnte in Teil F „Anforderungen für vorhandene Einleitungen“ im-
plementiert werden. 

 

Zu den Änderungen des Anhangs 27: 

• Im Anwendungsbereich nach Teil A Abs. 1 Nr. 1.2 enthalten „flüchtige Fluorkohlenwasser-
stoffe (VFC)“ und „flüchtige Kohlenwasserstoffe (VHC)“ die Fußnoten 2 und 3. Gibt es auch 
eine Fußnote 1? 

• Der Anwendungsbereich des Anhangs 27 ist insbesondere aufgrund der Ausnahme in Teil A 
Abs. 2 Nr. 5 schwierig abzugrenzen. Als Beispiel werden die Recycling-Anlagen eines Unter-
nehmens in der Zuständigkeit des NLWKN zur Gewinnung von Nichteisenmetallen bzw. von 
Sekundärrohstoffen, wie z. B. zinkhaltigem Wälzoxid, genannt. Das GAA BS stuft den 
Wälzprozess als „thermische Abfallbehandlung im Drehrohrofen“ (keine IED-Anlage) ein, ob-
wohl der Herstellungsprozess des Wälzoxides mit besonderen BVT für die Wälzoxidwäsche in 
den BVT-SF für die Nichteisenmetallindustrie vom 13.06.2016 beschrieben wird (vgl. BVT 17, 
125 und 126) und deshalb wurde das dort anfallende Abwasser unsererseits dem Anhang 39 
AbwV zugeordnet. 

• Die in Teil B Abs. 1 Nr. 3 gewollte Umsetzung der BVT 19 Buchstabe f) ist unverständlich und 
insgesamt irreführend. Man könnte die Formulierung so verstehen, dass von der Regelung 
auch z. B. zwei Abwasserströmen desselben Herkunftsbereiches, die eine (auch nur geringfü-
gige) unterschiedliche Belastung aufweisen, gemeint sind. Aufgrund der Direktgeltung der all-
gemeinen Anforderungen sollte die Formulierung allgemein verständlich sein. 
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• Die Tabelle 6.1 der BVT-Schlussfolgerung (BVT-assoziierte Emissionswerte für Direkteinlei-
tungen in Gewässer) enthält den Parameter Kohlenwasserstoff-Index (KW-Index). Dieser 
wurde jedoch nicht in Teil C übernommen. Hier sollte nochmal geprüft werden, ob die Nicht-
aufnahme zutreffend ist. 

• Die Tabelle 6.1 der BVT-Schlussfolgerung (BVT-assoziierte Emissionswerte für Direkteinlei-
tungen in Gewässer) enthält weitere Parameter, wie z. B. Arsen, Blei, Cadmium, Chrom, Ni-
ckel, Quecksilber, die sich jedoch nicht in Teil C wiederfinden. Diese Parameter und weitere 
sind jedoch ausdrücklich in der Begründung zu Anhang 27 Teil C genannt (vgl. Seite 52 vor-
letzter Absatz im Verordnungsentwurf). Hier sollte eine Vereinheitlichung von Teil C und der 
Begründung vorgenommen werden. 

• Im weiteren Verfahren sollte nochmals vertieft geprüft werden, ob die in den BVT-SF festge-
legten Emissionswerte für die maßgeblichen Parameter in den Teilen C und D inhaltlich und 
qualitativ vollständig übernommen worden sind. 

• Für die in Teil D Abs. 1 unterhalb der Tabelle eingefügte Fußnote fehlt eine Begründung. 

 

Zu den Änderungen des Anhangs 28: 

Die Änderung des Anhangs 28 wird ausdrücklich begrüßt. Allerdings stellt sich die Frage, weshalb 
lediglich für den Parameter Gesamter gebundener Stickstoff (TNb) zwei Fußnoten aufgenommen 
werden, von denen eine überhaupt nicht den Parameter TNb betrifft:  

Die Fußnote „10“ betrifft den Parameter TNb und ist soweit zutreffend verortet. 

Die Fußnote „9“ betrifft allerdings abfiltrierbare Stoffe. Die Fußnote „9“ müsste richtig verortet wer-
den in Anhang 28 Teil C Absatz 8 in der Tabelle in der Zeile für den Jahresmittelwert „Abfiltrierbare 
Stoffe“ für „Nicht integrierte Spezialpapierfabriken“. 

Die Änderung des Anhangs 28 erfolgt mit dem Ziel, die als produktionsspezifische Frachten fest-
gelegten Emissionsgrenzwerte (Jahresmittelwerte) für „Abfiltrierbare Stoffe“ und „Gesamter gebun-
dener Stickstoff“ so festzulegen, dass sie auch von Spezialpapierfabriken mit einem erhöhten, nicht 
vermeidbarem Wasserbedarf eingehalten werden können. Der Referentenentwurf mit Stand 
05.04.2022 deckt dieses Ziel besser ab. 

 

Zu den Änderungen des Anhangs 33: 

• In Teil B Abs. 3 wird gefordert, dass behandlungsbedürftiges Abwasser getrennt von nicht be-
handlungsbedürftigem Abwasser abzuleiten sei. In Teil F fehlt jedoch eine entsprechende 
Ausnahmeregelung für bestehende Anlagen (vgl. Anhang 22 Abschnitt I Teil F Abs. 1). Die 
Trennung der Abwasserströme kann bei Bestandsanlagen unmöglich oder unverhältnismäßig 
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sein, sodass eine entsprechende Ausnahmeregelung aufgenommen werden sollte (vgl. An-
wendbarkeit der BVT 32 für bestehende Anlagen). 

• Teil F enthält nur einen Absatz. Ausweislich der Begründung zu Teil F (vgl. Seite 57, bei Teil 
F Absatz 2 im Verordnungsentwurf) müssten es zwei Absätze sein: „Nach Absatz 2 gelten 
Übergangsvorschriften für diejenigen Anlagen mit vorhandenen Indi-rekteinleitungen, die zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der BVT-Schlussfolgerungen am 4. Dezember 2019 vorhanden 
waren. Hiervon werden nach Kenntnis des UBA 2 Anlagen in Deutschland erfasst.“ 

 

Mit freundlichen Grüßen 
i.A. gez. 
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